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FDP-Kreistagsfraktion Landkreis Osnabrück 

Pro und Contra Gentechnik - Stellungnahme der FDP Fraktion in der Diskussionsveranstaltung im Kreishaus am 2.3.2011

Sehr geehrte Damen und Herren,

welche guten und schlechten Entwicklungen die Zukunft bringt, lässt sich heute nur mit großer Unsicherheit voraussagen. Von der Erfindung der Dampfmaschine und der Eisenbahn, die anfangs großen Schrecken hervorriefen, über die friedliche Nutzung der Kernphysik, auf deren Grundlage Energie erzeugt und medizinische Diagnostik und Behandlung durchgeführt werden, bis zur roten, weißen und grünen Gentechnik wurden und werden viele technische Entwicklungen gerade in Deutschland mit großer Skepsis aufgenommen. Dieser Zweifel trägt zuweilen irrationale Gründe und neigt dazu, den eigenen Einflussbereich von weitverbreiteten, ja globalen Entwicklungen abzuschotten. Das ist auch der Hintergrund der Versuche, im Landkreis Osnabrück und seinen Gemeinden sogenannte gentechnikfreie Zonen einzurichten, in denen die landwirtschaftliche Nutzung von genveränderten Pflanzen verhindert werden soll - verhindert nicht durch den Gesetz- und Verordnungsgeber auf EU- und Bundesebene, sondern durch Kommunalpolitiker. 

Die FDP wehrt sich gegen den Versuch, eine sehr vielfältige Palette an Anwendungen pauschal zu verbieten, und spricht sich für folgende Grundsätze aus:

Die einzelnen gentechnisch veränderten Organismen müssen wissenschaftlich geprüft und bewertet werden. Für unser Gebiet sind Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA), die Zentrale Kommission für die Biologische Sicherheit (ZKBS) und der Deutsche Bundestag zuständig. Darüber hinausgehende Forderungen dürfen in den Kommunen nicht erfüllt werden. 

Im Rahmen der Gesetze und der Zulassung ist es die Entscheidung des unternehmerischen Landwirts, ob er Biolandbau betreibt, mit konventionellen Methoden oder mit gentechnisch veränderten Organismen produziert. Wenn ein Landwirt in grüner Gentechnik bessere Chancen auf den Anbau gesunder Pflanzen mit weniger Schäden durch Insekten, Bakterien, Viren oder Pilze, mit geringerer Anwendung von Dünge- oder Pflanzenschutzmitteln oder mit verbesserter Wirtschaftlichkeit sieht, sollen ihm diese Chancen nicht durch ein Pauschalverdikt in unseren Tagen genommen werden. Einschränkungen über die gesetzlichen Bedingungen hinaus sollen der Landwirtschaft nicht auferlegt werden. Ein Beispiel ist die besondere Fähigkeit des Bacillus thuringiensis, gegen eine Vielzahl von Schädlingen passgenaue Abwehrstoffe zu produzieren, so zum Beispiel auch gegen den Maiszünsler und den Maiswurzelbohrer. Diese Insekten schädigen die Pflanzen in ihrem Wachstum, der Maiszünsler auch in ihrer Wirkung auf Tier und Mensch, die den Mais verdauen. Denn in den Fraßgängen des Zünslers bilden sich Pilzgifte, unter anderem Deoxynivalenol, das für Immunsystem, Fruchtbarkeit, Wachstum und Magen-Darm-Trakt schädlich ist. Statt pyrethroide Insektizide zu sprühen, können Bauern in Regionen, in denen der Maiszünsler heimisch ist, insbesondere für Körnermais Bt-Mais anbauen, in dessen Genom Abschnitte des Bakterienerbguts integriert wurden, die für die Abwehrstoffe kodieren. Noch gibt es im Landkreis Osnabrück offenbar keinen schädlichen Befall mit diesem kleinen Schmetterling, doch sein Verbreitungsgebiet dehnt sich seit Jahren von Süddeutschland nordwärts aus, seit 7 Jahren ist er in Brandenburg heimisch, schon 2008 wurde er ganz nah in Warendorf festgestellt, in Kürze wird er auch bei uns sein. Es wäre gut, wenn bis dahin wieder der Anbau von Bt-Mais freigegeben würde, sodass Landwirte eine Wahl haben. In den USA und anderen Ländern hat sich sich der Anbau transgener Pflanzen zu einer einzigartigen Wachstumsgeschichte entwickelt, weil Landwirte und offenbar auch Verbraucher große Vorteile darin sehen. Die Dinge, die für Europa passend sind, sollen wir ohne irrationale Wettbewerbshindernisse ebenfalls einsetzen können. Importiert werden sie schon in großer Menge. Ich bin überzeugt, dass auch in Deutschland die grüne ebenso wie die rote und weiße Gentechnik in naher Zukunft zur Selbstverständlichkeit werden.

Biolandbau, konventioneller Ackerbau und grüne Gentechnik haben jeweils in bestimmten Lagen und für bestimmte Marktsegmente ihre Berechtigung. Sie können nebeneinander existieren und Käufer finden. Eine ideologische Vorfestlegung ist nicht hilfreich und führt zu Nachteilen für einen Teil der Landwirte, die nicht wissenschaftlich begründet sind. Die letzten Jahre zeigen, dass sich Landwirte Vorteile von gentechnisch veränderten Pflanzen versprechen, sonst würden sie sie nicht anbauen. Ein Verbot gegen die Landwirte ist vor diesem Hintergrund nicht zu begründen und würde zu Schadenersatzforderungen führen. Es wäre aber auch mit dem EU-Recht nicht vereinbar, da bestimmte gentechnisch veränderte Pflanzensorten EU-weit zugelassen sind. 

Mehr Ehrlichkeit in der Diskussion und eine transparente Kennzeichnung von Nahrungsmitteln mit gentechnischen Produktionsschritten sind dringend geboten. Die Verwendung von transgener Soja und gentechnisch erzeugter Phytase in Futtermitteln, gentechnisch hergestellter Vitaminzusätze in Müsli und Obstsaft oder Chymosins in der Käseherstellung sind alltägliche Praxis. Selbstverständlich werden diese Produkte auch in "gentechnikfreien Zonen" verkauft, allerdings ohne Angaben auf der Verpackung. Das Leitbild der FDP ist die mündige Verbraucherin, der mündige Verbraucher. Hier ist sachliche Aufklärung auf jetzigen und künftigen Produkten nötig.

Deshalb lehnt die FDP-Fraktion eine Pauschallösung für ganze Regionen ab. Wir sehen die weltweite Forschungsgemeinschaft, die Genehmigungsbehörden in der EU und beim Robert-Koch-Institut sowie die unternehmerisch planenden Landwirte in dder Verantwortung für die Entscheidung für künftige Anbaupraktiken. Über den Anbau genehmigter genveränderter Pflanzen sollten die Landwirte eigenverantwortlich entscheiden können. Politische Gremien sollten sie dabei nicht bevormunden und auch von Pächtern nicht den Verzicht auf transgene Sorten verlangen. Wir hoffen auf nutzbringende Neuentwicklungen und möchten, dass auch das Osnabrücker Land dafür offen bleibt. Die Ausrufung einer "Gentechnikfreien Region" lehnt die FDP ab.

